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Hintergrund

Demonstration der Gelb-Westen-Bewegung, in Belfort am 1. Dezember 2018. (Foto: Thomas Bresson, CC BY-SA 4.0)

Das Manifest der Gelben Westen
„Abgeordnete Frankreichs, wir über-
mitteln Ihnen die Direktiven des Volkes, 
damit Sie diese in Gesetze umsetzen.
Abgeordnete, verschaffen Sie unse-
rer Stimme Gehör in der Nationalver-
sammlung!
Folgen Sie dem Willen des Volkes! Set-
zen Sie diese Direktiven durch:

• ��Null Obdachlosigkeit: DRINGEND.
• �Mehr Progression bei der Einkommens-

steuer, das heißt, mehr Stufen.
• �Mindestlohn von 1.300 Euro netto.
• �Förderung der kleinen Geschäfte in den 

Dörfern und Stadtzentren. Einstellung 
des Baus von großen Einkaufszentren um 
die Großstädte herum, die den Einzel-
handel abwürgen, und mehr kostenlose 
Parkplätze in den Stadtzentren.

• �Isolierung von Wohnungen im großen 
Maßstab, um die Ökologie mit Einspa-
rungen in den Haushalten voranzubrin-
gen.

• �Steuern: die GROSSEN (McDonald’s, 
Google, Amazon, Carrefour ...) sollen 
GROSS zahlen und die Kleinen (Hand-
werker, Klein- und Mittelbetriebe) zah-
len KLEIN.

• �Ein einheitliches System der Sozial-
versicherung für alle (Handwerker und 
kleine Selbständige eingeschlossen). Ab-
schaffung der Selbständigen-Sozialver-
sicherung (RSI).

• �Das Rentensystem muss solidarisch blei-
ben und demzufolge vergesellschaf-
tet werden. Keine Rente nach Punkten.

• �Schluss mit der Erhöhung der Treib-
stoffsteuer.

• �Keine Rente unter 1.200 Euro.
• �Jeder gewählte Abgeordnete hat das 

Recht auf den Medianlohn. Seine Rei-
sekosten werden überwacht und, soweit 
begründet, erstattet. Recht auf Restau-
rant- und Urlaubsgutscheine.

• �Die Löhne aller Franzosen sowie die 
Renten und Leistungen sind entspre-
chend der Inflation zu indexieren.

• �Schutz der französischen Industrie: Ver-
bot von Verlagerungen. Schutz unserer 
Industrie bedeutet Schutz unseres Know-
hows und unserer Arbeitsplätze.

• �Schluss mit der Arbeitnehmerentsen-
dung. Es ist nicht normal, dass jemand, 
der auf französischem Territorium ar-
beitet, nicht den gleichen Lohn und die 
gleichen Rechte erhält. Jede Person, die 

Ein Ende der Austeritäts
politik, Volksentscheide,  

Begrenzung der Mietpreise –  
über 40 Forderungen, die weit 

über den Protest gegen die 
Erhöhung der Treibstoffprei-
se hinausgehen, stellten die 

„Gelben Westen“ in einem 
Kommuniqué Anfang Dezem-
ber [2], welches wir hier un-

kommentiert auf Deutsch ver-
öffentlichen. Machen Sie sich 

bitte Ihr eigenes Bild. 
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autorisiert ist, auf französischem Terri-
torium zu arbeiten, ist einem französi-
schen Staatsbürger gleichzustellen und 
ihr Arbeitgeber muss für sie die glei-
chen Abgaben entrichten wie ein fran-
zösischer Arbeitgeber.

• �Zur Sicherung der Beschäftigung: Be-
fristete Arbeitsverträge in großen Un-
ternehmen stärker begrenzen. Wir wol-
len mehr unbefristete Verträge.

• �Abschaffung der „Steuergutschrift für 
die Förderung des Wettbewerbs und der 
Beschäftigung“, CICE [1]. Nutzung die-
ser Gelder zur Förderung einer französi-
schen Wasserstoffauto-Industrie (wirk-
lich ökologisch, anders als Elektroautos).

• �Ende der Austeritätspolitik. Einstel-
lung von Zinszahlungen auf illegitim 
eingeschätzte Schulden und Beginn der 
Schuldentilgung – ohne auf das Geld der 
Armen und weniger Armen zurückzu-
greifen, sondern durch Aufspüren der 
80 Milliarden an Steuerhinterziehungen.

• �Abstellung der Ursachen für erzwunge-
ne Migration.

• �Korrekte Behandlung von Asylbewer-
bern. Wir schulden ihnen Wohnraum, 
Sicherheit, Ernährung sowie Bildung 
für die Minderjährigen. Zusammenar-
beit mit der UNO zur Einrichtung von 
Empfangslagern in zahlreichen Ländern 
der Welt in Erwartung des Ergebnisses 
des Asylverfahrens.

• �Rückführung abgelehnter Asylbewer-
ber in ihr Ursprungsland.

• �Umsetzung einer tatsächlichen Integ-
rationspolitik. In Frankreich zu leben 
heißt, Franzose/Französin zu werden – 
Französisch-Kurse, Kurse in französi-
scher Geschichte und in staatsbürgerli-
cher Bildung mit Abschlusszeugnis am 
Ende der Kurse.

• �Festlegung eines Maximallohns von 
15.000 Euro.

• �Schaffung von Arbeitsplätzen für Ar-
beitslose.

• �Erhöhung der Leistungen für Personen 
mit Behinderungen.

• �Begrenzung der Mieten. Mehr Woh-
nungen mit gemäßigten Mieten – ins-
besondere für Studenten und prekär 
Beschäftigte.

• �Verbot des Verkaufs von Grundstücken 
und Einrichtungen, die sich im Eigen-
tum Frankreichs befinden – Talsperren, 
Flughäfen und so weiter.

• �Konsequente zur Verfügung Stellung 
von Mitteln für Justiz, Polizei, Gen-
darmerie und Armee. Bezahlung oder 
Freizeitausgleich von Überstunden der 
Ordnungskräfte.

• �Einsatz aller Mauteinnahmen für den 
Unterhalt der Autobahnen und Land-
straßen Frankreichs sowie für die Stra-
ßenverkehrssicherheit.

• �Da die Gas- und Strompreise seit der 
Privatisierung gestiegen sind, wünschen 
wir, dass beides wieder in die öffentli-
che Hand kommt und die Preise entspre-
chend gesenkt werden.

• �Sofortiger Stopp der Einstellung kleiner 
Bahnstrecken, der Abschaffung von Post-
ämtern und der Schließung von Schulen 
und Entbindungsstationen.

• �Wohlergehen für ältere Menschen. Ver-
bot der Gewinnerzielung auf Kosten äl-
terer Menschen. Statt „Graues Gold“ 
„Graues Wohlergehen“.

• �Maximal 25 Schüler pro Klasse von der 
Vorschule bis zur Abschlussstufe.

• �Bereitstellung notwendiger Mittel für 
die Psychiatrie.

• �Volksentscheide sind in die Verfassung 
aufzunehmen. Schaffung einer lesbaren 
und effizienten Website, überwacht durch 
ein unabhängiges Kontrollorgan, auf der 
Menschen Gesetzesvorschläge einbrin-
gen können. Wenn ein solcher Vorschlag 
700.000 Unterschriften erhält, ist er von 
der Nationalversammlung zu diskutie-
ren, zu ergänzen und gegebenenfalls mit 
Änderungsvorschlägen zu versehen. Die 
Nationalversammlung ist zu verpflich-
ten, ihn – ein Jahr nach dem Stichtag 
der Erlangung der 700.000 Unterschrif-
ten – der Gesamtheit der Franzosen zur 
Abstimmung vorzulegen.

• �Rückkehr zu einem 7-Jahres-Mandat für 
den Präsidenten der Republik. Die Wahl 

der Abgeordneten zwei Jahre nach der 
Wahl des Präsidenten wird dem Präsi-
denten der Republik ein positives oder 
negatives Signal hinsichtlich seiner Po-
litik übermitteln. Dies wird dazu beitra-
gen, der Stimme des Volkes Gehör zu 
verschaffen.

• �Rente mit 60 Jahren. Recht auf Ren-
te mit 55 Jahren für alle Personen, die 
schwer körperlich arbeiten – beispiels-
weise Maurer oder Schlachthausarbeiter.

• �Verlängerung des Systems der Zuschüs-
se für Kinderbetreuung (Pajemploi) über 
das 6. Lebensjahr hinaus bis zum 10. 
Lebensjahr des Kindes.

• �Förderung des Schienengütertransports.
• �Kein Quellensteuerabzug.
• �Schluss mit den lebenslangen Bezügen 

für Altpräsidenten.
• �Verbot der Erhebung einer Gebühr von 

Händlern für die Zahlung per Kredit-
karte durch deren Kunden.

• �Besteuerung von Schiffsdiesel und Ke-
rosin

Diese Liste ist natürlich nicht erschöpfend, 
in Folge wird aber der Wille des Volkes 
gehört und umgesetzt werden durch die 
Schaffung eines Systems der Volksent-
scheide, welches umgehend eingeführt 
werden muss.

Abgeordnete, lassen Sie unsere Stim-
me im Parlament sprechen. Gehorchen 
Sie dem Willen des Volkes. Setzen Sie 
diese Anweisungen um.

gez., Die Gelbwesten“ [3]

(Foto: CC0)
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